
Diese Woche im
Landtag

Dienstag
ImMittelpunkt der heutigen Ple-
narsitzung steht ab 15 Uhr die
Regierungserklärung von Kul-
tusministerin Dorothea Henzler
(FDP) zum Schuljahresbeginn -
eine alljährliche Pflichtübung,
die die Opposition mit ihrer an-
haltenden Kritik an der hessi-
schen Schulpolitik begleiten
wird. Vereinbart ist eine Ge-
samtredezeit von drei Stunden,
so dass der Tag ausgefüllt ist.

Mittwoch
Zum 50. Jahrestag des Mauer-
baus wollen CDU, SPD, FDP und
Grüne einen gemeinsamen An-
trag vorlegen.Die Linke hatte ihr
Anliegen bereits formuliert und
will ebenfalls des Unrechts und
der Opfer gedenken. Debattiert
werden auch die geplanten Ge-
richtsschließungen und ein Ge-
setzentwurf zu den Arbeitneh-
merrechten an den privatisier-
ten Unikliniken in Mittelhessen.

Donnerstag
Bevor die Abgeordneten sich
mit der Eurostabilisierung und
den Kürzungen an den Alten-
pflegeschulen befassen, wird in
den Aktuellen Stunden kurz und
meist heftig debattiert: Die Grü-
nen wollen den Hessentag nur
noch alle zwei Jahre feiern, die
SPD warnt vor Biblis als soge-
nannte Kaltreserve, die CDU be-
grüßt die US-Soldaten in Erben-
heim und wirft der Linken vor,
Hass zu schüren. Diese wieder-
umwehrt sich gegen zuneh-
mende Sonntagsarbeit. Die FDP
gibt sich dagegen eher staatstra-
gend undmöchte über den
Glücksspielstaatsvertrag reden,
der dem Europarecht angepasst
werdenmuss. (wet)

Freizeitvergnügen geht, müs-
sen die Eintrittspreise aber
stärker zur Kostendeckung
beitragen.

Finanzminister Thomas
Schäfer (CDU) möchte auch für
die Kommunen eine Schulden-
bremse. Ist das richtig?

SCHERF: Die Kommunen
müssen ihre Haushalte doch
ohnehin von der Kommunal-
aufsicht genehmigen lassen.
Das Land hat also schon Ein-
fluss auf die Verschuldung.

Aber nicht auf die Kassen-
kredite. Da wird doch fröhlich
weitergepumpt.

SCHERF: Mit kurzfristigen
Kassenkrediten werden zu-
nehmend Löcher gestopft, für
die gar keine Einnahmen in
Aussicht sind. Rücklagen ha-
ben die meisten Kommunen
in guten Jahren nicht gebildet.
Deshalb sollten die Kassenkre-
dite künftig genauer geprüft
und restriktiver genehmigt
werden.

Sparen in guten Zeiten und
investieren in schlechten, das
will ja auch Schäfer jetzt.

SCHERF: Ich lasse mich gern
überzeugen, dass Politik künf-
tig etwas tun wird, was sie in
der Vergangenheit nicht getan
hat. Ich fürchte aber, in guten
Zeiten gilt noch das alte Wort
„Kasse macht sinnlich“, und
in schlechten Zeiten wird
dann gespart statt investiert.

SCHERF: Sie verwechseln das
Wünschenswerte oft mit dem
Machbaren. Für Wünschens-
wertes muss man die Bürger
entsprechend belasten. Wer
das nicht will, muss auf Leis-
tungen verzichten.

Haben Sie ein Beispiel?
SCHERF: Hessische Städte ge-

ben mehr Geld pro Sozialhilfe-
empfänger aus als Städte in
anderen Bundesländern. Die
Ermessensspielräume werden
offenbar großzügiger genutzt.
Außerdem gibt es immer noch
viele freiwillige Leistungen für
private Initiativen, die gern
mit dem Gemeinwohl gerecht-
fertigt werden.

Meinen Sie die Kultur?
SCHERF: Nicht speziell, aber

auch viele Kulturausgaben
sind keine zwingenden kom-
munalen Basisleistungen.

Für viele ist der Kulturbe-
reich eine Basisleistung.

SCHERF: Trotzdem könnten
die Nutzer für gute kulturelle
Leistungen auch mehr bezah-
len, um die Subventionen der
Steuerzahler zu senken.

Für Schwimmbäder auch?
SCHERF: Wenn eine größere

Stadt kein normales
Schwimmbad vorhalten kann,
damit die Kinder schwimmen
lernen und Schulsport mög-
lich ist, hat sie ihren Etat nicht
im Griff. Wenn es ums private

ausgleich bedient hat, bleiben
dem Land im Verhältnis zu
seinen Ausgaben weniger
Steuern übrig als den Kommu-
nen im Verhältnis zu ihren
Ausgaben.

Dazu können ja die Kommu-
nen nichts.

SCHERF: Die steuerstarken
hessischen Gemeinden sorgen
auch für höhere Lasten im
Länderfinanzausgleich. Zu-
dem hat das Land bislang vie-
les auf Pump finanziert. Mit
der Schuldenbremse geht das
aber nicht so weiter. Deshalb
will das Land die Steuervertei-
lung schrittweise zugunsten
des Landes korrigieren.

Wasmachen die Kommunen
falsch?
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WIESBADEN. Hessens Kom-
munen jammern über ihre Fi-
nanzausstattung - zu Unrecht,
wie der Gießener Finanzex-
perte Prof. Wolfgang Scherf
meint.

Herr Scherf, war Vellmars
Nein zumHessentag richtig?

SCHERF: Dafür verdient die
Stadt jedenfalls Verständnis.
Das ist ein Luxus, den man
sich nicht leisten muss. Wer
genug Geld und die Unterstüt-
zung der Bürger hat, kann es
tun.

Es hätte aber Zuschüsse für
die Infrastruktur gegeben.

SCHERF: Das Land lockt mit
dem goldenen Zügel. Die Kom-
munen sollten sich aber fra-
gen, ob sie die Projekte, die ja
Folgekosten mit sich bringen,
auch ohne Fördermittel reali-
sieren würden. Im Übrigen
würde es wohl niemandem
wehtun, wenn der Hessentag
nur alle zwei Jahre stattfände.

Darmstadt ist zahlungsunfä-
hig und alle Kommunen be-
schweren sich beim Land. Ist
das gerechtfertigt?

SCHERF: Nein, das Land ist re-
lativ noch schlechter dran als
die Kommunen. Wenn das
„reiche“ Hessen in den Län-
derfinanzausgleich eingezahlt
und seine Städte und Gemein-
den im kommunalen Finanz-

„Kultur ist keine Kernaufgabe“
Interview: Finanzexperte Wolfgang Scherf fordert von Kommunen mehr Sparsamkeit

Zur Person
Prof. Dr. Wolfgang Scherf (55)
ist seit 1996 Professor für Volks-

wirtschaftsleh-
re, insbesonde-
re Öffentliche
Finanzen, an
der Justus-Lie-
big-Universität
Gießen. Er
stammt aus

Trier und hat in Freiburg Volks-
wirtschaft studiert. Scherf lebt
mit seiner Frau, der Kunsthistori-
kerin Dr. AngelikaMüller-Scherf,
und Tochter in Biebertal bei Gie-
ßen. (wet)

M Ü H L H E I M

Mann schweigt zu
Mordvorwürfen
Wegen versuchten Doppelmor-
des muss sich seit gestern ein
41-Jähriger vordemLandgericht
Darmstadt verantworten. Der
verheiratete Mann soll im ver-
gangenen Jahr mit einer Karne-
valsmaske verkleidet seiner Ex-
Freundin und deren Mutter am
Bahnhof in Mühlheim aufgelau-
ert undmit einemMesser aufdie
Frauen eingestochen haben.
Auslöser für die Tat soll ein Streit
mit der Ex-Freundin gewesen
sein. Der Angeklagte äußerte
sich nicht zu den Vorwürfen.

L I C H

Diehl wieder Chef
der hessischen Jusos
Felix Diehl ist wieder zum Chef
der hessischen
Jusos gewählt
worden. Als ein-
ziger Kandidat
erhielt er 72
Prozent der
Stimmen. Der
27-Jährige aus
Lich bei Gießen ist seit 2010 Lan-
desvorsitzender der SPD-Nach-
wuchsorganisation.

hätte als Einkommen gewertet
werdenmüssen. Nach dem un-
verhofften Geldsegen wäre die
Frau nicht mehr hilfsbedürftig
gewesen. Foto: dpa

(Az.: S32AS788/11ER).

20 000 Euro bei einer Fernseh-
sendung gewonnen und damit
Schulden getilgt. Daraufhin
war ihr das Hartz-IV-Geld kom-
plett gestrichen worden. Die
Richter meinten, der Gewinn

Fall muss sich heute das Kasse-
ler Bundessozialgericht be-
schäftigen. Einen ähnlichen Fall
hat vor wenigen Tagen das So-
zialgericht Frakfurt entschie-
den. Eine 40-Jährige hatte

Wenn Oma Geld zum Geburts-
tag schenkt, Mama aber Hartz-
IV-Bezieherin ist, dann könnte
das Präsent für die Kleinen auf
das Einkommen ihrer Eltern an-
gerechnet werden. Mit diesem

Geburtstagsgeld wieder weg?

WIESBADEN. Trotz der von
Innenminister Boris Rhein
(CDU) verfügten endgültigen
Entlassung der Chefin des Lan-
deskriminalamtes (LKA), Sabi-
ne Thurau (55), zum 30. Sep-
tember wird deren Stelle zu-
nächst nicht neu besetzt. Thu-
rau hatte am Wochenende das
Verwaltungsgericht Wiesba-
den angerufen. Das Innenmi-
nisterium hat dem Gericht am

Montag nach
Auskunft sei-
nes Sprechers
Mark Kohlbe-
cher mitge-
teilt, dass
Rhein die
Nachfolge Sa-
bine Thuraus
offenlasse bis
zum Abschluss

des erstinstanzlichen Eilver-
fahrens. Eine Sprecherin des
Gerichts sagte unserer Zei-
tung, das Eilverfahren zur Fra-
ge, ob die Entlassung Thuraus
während ihrer zweijährigen
Probezeit rechtens war, könne
zwei bis drei Monate dauern.

Rhein hatte der in Mobbing-
Fälle in Frankfurt verstrickten
LKA-Präsidentin illoyales Ver-
halten und Mängel in der Per-
sonalführung vorgeworfen.
Bereits in diesem Juni hatte er
die Kündigung ausgespro-
chen, Thurau musste dazu zu-
nächst Stellung nehmen -
überzeugt hatte die 55-Jährige
den Minister offensichtlich
nicht. (wet) Foto: dpa

Chefposten im
LKA bleibt
vorerst frei

Boris
Rhein

Kommentar

Diagnose
Desaster

A uf den Tag genau vor
vier Jahren war einer
ganz besonders stolz:

der damalige Wissenschafts-
minister Udo Corts. „In abseh-
barer Zeit“, frohlockte er, wer-
de die Partikeltherapie in Mar-
burg „in die klinische Praxis
überführt werden“. So kann
man sich täuschen. Oder den
Begriff „absehbar“ dehnen bis
zur Beliebigkeit.

Die Diskussion um die Fi-
nanzen für die Partikelthera-
pie in Marburg klärt einige
Fakten: Erstens ist die Behand-
lungsmethode derzeit keines-
wegs eine Wunderwaffe gegen
die heimtückische Krebs-
krankheit. Zweitens ist sie vor-
erst nicht rentabel zu betrei-
ben. Drittens wird klar, dass es
gefährlich sein kann, wenn
Nichtmediziner Medizin als
lukratives Geschäftsmodell
preisen, daraufhin alle Betei-
ligten vor Freude in Schnapp-
atmung verfallen und sich
schließlicheinemfinanziellen
Kollaps gegenübersehen.

Von der Partikeltherapie
hat bisher weder ein Patient
noch das Land, weder der Me-
dizinstandort Marburg noch
der Hersteller Siemens profi-
tiert. In einem solchen Fall
darf man wohl mit Recht ein
Desaster diagnostizieren.

jum@hna.de

Jürgen
Umbach
über die
Partikel-
therapie in
Marburg

Hessen
kompakt

tisierung bis Ende 2012 erfül-
len müsse.

Die Rhön-Kliniken AG dage-
gen macht geltend, sie habe
die Investitionsverpflichtun-
gen erfüllt. Wissenschaftsmi-
nisterin Eva Kühne-Hörmann
(CDU) lässt die Verträge jetzt
prüfen. Die Landesregierung
hatte seinerzeit knapp zwei
Millionen Euro allein für Ho-
norare an Kanzleien ausgege-
ben, die diese Verträge formu-
lierten. Nun ist unklar, ob sie
halten, was sie versprochen
haben. KOMMENTAR

Bislang hat jedoch nur die
Rhön-Kliniken AG Geld gese-
hen. Was dies für die Zukunft
der Behandlung von Tumorpa-
tienten bedeutet, bleibt um-
stritten. Über die Summe von
86 Millionen war kürzlich im
Wissenschaftsausschuss nicht
berichtet worden. Im Ministe-
rium hieß es gestern, das Land
habe nur mit der Rhön-Klini-
ken AG Verträge, nicht mit
Siemens. Man gehe nach wie
vor davon aus, dass der Klinik-
betreiber seine vertraglichen
Verpflichtungen aus der Priva-

die Marburger Unikliniken
werden, so der Wille des Lan-
des, das die Unikliniken Gie-
ßen und Marburg 2005 privati-
siert hatte.

Für den Fall, dass der Klinik-
betreiber die bei der Gesell-
schaft für Schwerionenfor-
schung (GSI) in Darmstadt ent-
wickelte Krebstherapie nicht
bis Ende 2012 für die Behand-
lung zur Verfügung stellt,
könnte das Land Schadenser-
satzansprüche geltend ma-
chen. Von 107 Millionen Euro
ist die Rede.
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WIESBADEN/MARBURG. Die
Siemens AG hat der privaten
Rhön-Kliniken AG im Juli 86
Millionen Euro als Entschädi-
gung überwiesen, weil Letzte-
re die Anlage zur Partikelthe-
rapie in Marburg nicht wie ge-
plant in Betrieb nehmen
konnte. Die insgesamt 103
Millionen Euro teure Anlage
rechnet sich nicht für die Be-
treiber, Siemens will daher
weiter forschen. Die Anlage
sollte ein Vorzeigeprojekt für

Siemens zahlt 86 Mio. Euro
Ausgleichszahlung an Rhön AG wegen nicht funktionierender Krebstherapie

W Ä C H T E R S B A C H

Zwei Männer sterben
bei Unfall imWald
Zwei Männer sind bei einem
Verkehrsunfall am Sonntag-
abend naheWächtersbach
(Main-Kinzig-Kreis) ums Leben
gekommen. Der Fahrer eines
Pkw war mit seinem Auto von
der Straße abgekommen und in
einenWald geschleudert. Der
Aufprall gegen einen Baum-
stammwar so heftig, dass der 29
Jahre alte Beifahrer und ein 31-
jähriger Mitfahrer noch am Un-
fallort starben. Der 26 Jahre alte
Autofahrer und ein 21-Jähriger
wurden schwer verletzt.
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